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Privat und geschäftlich hohe Ziele erreichen.
Mit dem VR-FinanzPlan Mittelstand.
„Dank meiner Bank geht es auch mit meinem Privatvermögen stetig aufwärts.“
Stefan Schreiber, Unternehmer, eines unserer 16 Millionen Mitglieder.

Unsere besondere Beratung mit dem VR-FinanzPlan Mittelstand – auch für Ihre private Finanzplanung.

Analyse der privaten Finanzsituation
Abstimmung der privaten Finanzplanung und der Unternehmensplanung
Erstellung maßgeschneiderter Lösungen

www.vr-schleswig-holstein.de

Private Finanzplanung
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Die Ausgangssituation für ÖPP 
beschrieb Enno de Vries, Haupt-

geschäftsführer des Fachverbandes Sani- 
tär Heizung Klima Schleswig-Holstein: 
„Die Kassen der öffentlichen Hand sind 
leer, Investitionen oder Sanierungen 
sollen aber trotzdem durchgeführt wer-
den.“ Also werden Unternehmer be- 
auftragt, die Planung, die Finanzierung, 
den Bau, die Bewirtschaftung und ge- 
gebenenfalls sogar die Verwertung für 
ein ganzes Bauvorhaben anzubieten, also 
z. B. für „ein Stück Rathaus“. 

Für die Betriebe des Handwerks, so 
wurde in der anschließenden Diskus- 
sion deutlich, ist ÖPP „mindestens eine 
Nummer zu groß“. „Unsere Betriebe 
mit durchschnittlich sechs bis zehn 
Beschäftigten könnten die Risiken aus 
einer 20- bis 30-jährigen Bindung gar 
nicht tragen“, stellten Carsten Jensen, 
Präsident der Handwerkskammer 
Schleswig-Holstein, und Sönke Voß, 
Vorsitzender des Baugewerbeverbandes 
Schleswig-Holstein, übereinstimmend 
fest. 

Noch härter war die Kritik von Bauge-
werbeverbandshauptgeschäftsführer Ge-

org Schareck: Das schleswig-holsteinische 
ÖPP-Gesetz schließe in seiner Wirkung 
Handwerksbetriebe ausdrücklich von 
Aufträgen aus. Enno de Vries hatte auch 
einen Lösungsansatz parat. Seiner Ansicht 
nach sollten Generalunternehmer ver-
pflichtet werden, nachfolgende Aufträge 
nach der VOB in Fach- und Teillosen 
auszuschreiben. 

Wettbewerb oder soziale Frage
Auf die Unterschiede zwischen einem 
tariflichen und einem gesetzlichen Min-
destlohn ging Georg Schareck ein: „Der 
tarifliche und für allgemein verbindlich 
erklärte Mindestlohn ist ein Wettbe-
werbsinstrument, um der deutschen 
Bauwirtschaft gegenüber ausländischen 
Konkurrenten einen fairen Wettbewerb 
zu ermöglichen. Der gesetzliche Mindest-
lohn wird nicht als Wettbewerbsregelung, 
sondern als soziales Thema diskutiert.“ 
Daher war die überwiegende Auffassung 
der anwesenden Handwerksvertreter, es 
dürfe keinen gesetzlichen Mindestlohn 
geben, die Lohnfindung gehöre in die 
Hand der betroffenen Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber.

7 % statt 19 %?
Die Reduzierung der Mehrwertsteuer 
für personalintensive Dienstleistungen 
oder Bauarbeiten forderte Berthold 
Brodersen von der Kreishandwerkerschaft 
Nordfriesland Nord. Dieses Instrument 
habe sich in zahlreichen europäischen 
Staaten bewährt. Es kann aber derzeit in 
Deutschland bis Ende 2010 nicht einge- 
führt werden, weil die Bundesregierung 
eine Erprobung in Deutschland gar nicht 
erst bei der EU angemeldet hat. 

Für Landtagsvizepräsidentin Ingrid 
Franzen war es ein gelungener Abend: 
„Gerade durch die Diskussion unter-
einander haben wir viele Anregungen 
und neue Blickwinkel erhalten“.Ins-
besondere die Kritik an dem schles-
wig-holsteinischen ÖPP-Gesetz nahm 
sie sich ebenso wie die Abgeordneten 
Johannes Callsen, Jens-Christian Mag- 
nussen (beide CDU), Bernd Schröder 
und Olaf Schulze (beide SPD) zu Herzen. 
Sie versicherten, dass es selbstverständ- 
lich nicht Sinn eines Gesetzes sei, das 
Handwerk zu benachteiligen. Sie werden 
die Kritikpunkte in den jeweiligen 
Fraktionen besprechen.<< ak

„Parlamentarischer Abend“ des WVH

„Ein Stück Rathaus“

Die Problembereiche Öffentlich-Private 

Partnerschaft (ÖPP), Mindestlohn und 

reduzierte Mehrwertsteuer standen im 

Mittelpunkt des „Parlamentarischen Abends“ 

des Wirtschaftsverbandes Handwerk (WVH). 

Vertreter der schleswig-holsteinischen Kammern, 

Landesverbände und Kreishandwerkerschaften 

trafen in Kiel mit einer Reihe von Landtags- 

abgeordneten verschiedener Parteien, 

darunter die Landtagsvizepräsidentin Ingrid 

Franzen und die wirtschaftspolitischen Sprecher 

von CDU und SPD, Johannes Callsen und Bernd 

Schröder, zusammen.
Sie moderierten den Parlamentarischen Abend: Ulrich Mietschke (Präsident, links) 

und Jan-Niklas Sontag (Geschäftsführer) vom Wirtschaftsverband Handwerk.
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Erwartungsgemäß wurde Landesinnungs-
meister Ulrich Mietschke auf der Frühjahrs- 
tagung des Landesinnungsverbandes Elektro- 
und Informationstechnik Schleswig-Holstein 
in Neumünster in seinem Amt bestätigt. 
Mietschke hatte zuvor in seinem Bericht be- 
sonderes Augenmerk auf die Verbindung von 
Verband, Innung und Betrieb gelegt. „Das Enga- 
gement geht zurück“, stellte der Landes- 
innungsmeister fest. Die emotionale Bindung 
von Betrieb und Innung der vergangenen Jahr- 
zehnte sei einer kühlen, klaren Vernunft ge- 
wichen. Der harte Konkurrenzkampf führe 
dazu, dass die Interessen des eigenen Betriebes 
in den Vordergrund gestellt würden.

In diesem Zusammenhang setzte er sich auch 
kritisch mit dem Dienstleistungsangebot 
des eigenen Verbandes auseinander. Ehren- 
und Hauptamt böten „Leistung auf hohem 
Niveau“. Doch stelle sich die Frage, ob das 
aktuelle Angebot noch ausreiche. Die Arbeit 

an den „Problemlösungen von morgen“ 
könne nicht mit „Mitteln von gestern“ 
gelingen, so Mietschke.

Neumünsters Oberbürgermeister, Hel-
mut Unterlehberg, bezeichnete in seinem 

Grußwort das Handwerk als das „Rückgrat 
der mittelständischen Wirtschaft“. Aller-
dings müssten sich die Betriebe angesichts 
der veränderten Rahmenbedingungen 
auch neuen Aufgaben stellen. Marktent-
scheidend sei es, dass die Betriebe „an 
einem Strang“ zögen.

Er sei zwar kein Freund von Statistiken, 
so Lübecks Kammerpräsident Horst Kru-
se, doch seien die Ergebnisse der ersten 
Konjunkturumfrage im Jahr 2008 durch-
aus positiv. Der Optimismus, der für das 
Frühjahr geäußert wurde, sei ein Indiz 
einer stabilen Konjunktur im Handwerk. 
„Da der Kuchen nicht größer wird, müssen 
sich die Betriebe schon nach der Decke 
strecken, um noch ein paar Krümel abzu-
bekommen.“ Zum Thema Fachkräfteman-
gel sagte Kruse, dass diesem nur „durch 
eine verantwortungsvolle Ausbildung“ 
entgegengewirkt werden könne.

Bei den Vorstandswahlen wurden weiter 
gewählt: Wolfgang Mielke (stellv. LIM), 
Kurt Burandt (1. Beisitzer), Albert Overath 
(2. Beisitzer), Heinfried Torst, Uwe Haven- 
stein, Joachim Schlüter.<< kl

Landesinnungsverband Elektro

Mietschke im Amt bestätigt
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Lübecks Kammerpräsident Horst Kruse überbrachte 

die Grüße der schleswig-holsteinischen Kammern.
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AK Rendsburg-Eckernförde
4.6.08:  Schnelle Küche für 
Berufstätige

AK Bad Segeberg
4.6.08: Nordic Walking

AK Steinburg
11.6.08: Arbeitsrecht

AK Dithmarschen
18.6.08: Ferien-Überraschungs- 
programm

AK Ostholstein-Plön
2.6.08: Optimal krankenversichert?

AK Stormarn
18.6.08: Elektronische Steuerprüfung

AK Schleswig
21.6.08: Planwagenfahrt ins Grüne 
mit anschl. Kaffeetrinken

AK Kiel
16.6.08: Jahresgeschäftsstunde – 
Schnelle Küche

AK Herzogtum Lauenburg
19.6.08: Pannenhilfe für Frauen

AK Lübeck
18.6.08: Positive Energie – Motivation 
für mich und andere

AK Pinneberg
17.6.08: Die Geheimnisse der non-
verbalen Kommunikation

AK Nordfriesland
25.6.08: Besichtigung: 
Fielmann-Akademie, Plön

AK Neumünster
16.6.08: Steuern oder EnergiePass/
Sparmöglichkeiten

AK Flensburg
18.6.08: Grillabend

  Weitere Infos erhalten interes-
sierte Meisterfrauen beim
UFH-Landesverband Schleswig-Holstein, 
Birgit Wohlfeil,  
Tel.: 0431 2597877 
oder im Internet unter 
www.ufh-sh.de.<<

++ AussenwirtschaftsTicker ++

Außenwirtschaftsberatungsstellen* 
der Handwerkskammern informieren:

Dänemark

Neue Registrierungspflicht
Seit dem 1. Mai 2008 sind ausländische 
Betriebe verpflichtet, entsandte Mit- 
arbeiter in Dänemark anzumelden. Die 
Anmeldung muss spätestens bei Arbeits-
aufnahme erfolgen. Dazu muss ein Formu- 
lar an die Danish Commerce and Com-
pany Agency in Kopenhagen gesandt 
werden. Ausnahme: Die Dienstleistung 
ist Teil einer Lieferung/Installation und 
die Entsendung dauert höchstens acht 
Tage. Unabhängig davon müssen alle 
Mitarbeiter angemeldet werden, die 
in der Baubranche in Dänemark tätig 
werden und die nicht dänische Staats-
bürger sind. Auch die Anmeldung zur 
umsatzsteuerlichen Erfassung in Däne-
mark hat jetzt bei der Danish Commerce 
and Company Agency zu erfolgen. Ver-
spätete, fehlerhafte oder fehlende An-
meldungen werden mit einem Bußgeld 
belegt. (Quelle: Arbejdstilsynet)

  Weitere Informationen und die 
Formulare erhalten Sie bei der Außen-
wirtschaftsberatung Ihrer Kammer.

Norwegen

Ab sofort: Bauausweise 
werden überprüft
Seit dem 1. Januar 2008 ist es in Norwe-
gen im Bausektor Pflicht, auf Baustellen 
sogenannte Bauausweise zu tragen. Die 
zuständige Behörde beginnt jetzt mit 
Überprüfungen auf Baustellen. Infor-
mationen zum norwegischen Bauaus-
weis erhalten Sie im Internet unter 
www.arbeidstilsynet.no.

  Weitere Informationen erhalten 
Sie bei der Außenwirtschaftsberatung 
Ihrer Kammer.

*Die Außenwirtschaftsberatungsstellen der 
Handwerkskammern werden in Koopera-
tion mit der WTSH (Wirtschaftsförderung 
und Technologietransfer Schleswig-Holstein 
GmbH) angeboten und aus Landes- und 
EU-Mitteln gefördert.

Unternehmerfrauen im Handwerk

Die Landesinnung des Textilreinigungs- 
gewerbes Schleswig Holstein hat eine 
neue Internetpräsenz. Obermeisterin 
Gerda Schröder-Plattner stellte sie den 
Mitgliedern auf der Frühjahrsversamm-
lung der Landesinnung in Bad Bramstedt 
vor. Die neuen Internetseiten sind über 
die Homepage der Kreishandwerkerschaft 
Steinburg, bei der die Innungsgeschäfts-
stelle angesiedelt ist, erreichbar. Unter 
www.kreiha-steinburg.de können die 
Internetseiten der Landesinnung auf- 
gerufen werden. Hier haben die Betriebe 
die Möglichkeit, sich mit ihrem Leistung-
sangebot zu präsentieren.

Daneben ging die Obermeisterin 
auf die Themen Unternehmenssteu-
erreform und Mindestlohn ein. „Man 

wird wohl erst mit dem Abschluss des 
Wirtschaftsjahres 2008 erfahren, was 
die Unternehmenssteuerreform für den 
einzelnen Betrieb gebracht hat“, sagte 
Schröder-Plattner zu dem bunten Strauß 
an neuen Ent- und Belastungen. Beim 
Thema Mindestlohn zeigte sie sich zu-
frieden, dass der Vorstoß der Industrie, 
einen Mindestlohn in höhe von 9,02 € 
einzuführen, zunächst einmal vom Tisch 
sei. „Bei einem Lohnkostenanteil von 50 
bis 55% ist dieser Mindestlohn für das 
Handwerk nicht tragbar“, so die Ober-
meisterin. In der Industrie liege dieser bei 
40 %. Eine Lohnsteigerung von 1,37 € 
pro Stunde zum derzeitigen Tarif würde 
die Wettbewerbsfähigkeit der Betriebe 
weiter schädigen.<< ah

Landesinnung des Textilreinigungsgewerbes

Neue Internetpräsenz — neues Gütesiegel

Termine im Juni 2008




